
 
 

 
 

Cölbe, den 07.07.2021 
Fachbereich: Abteilung IV - Bau, Liegenschaften, Umwelt 
Verfasser: Thomas Wagner 
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Beschlussvorlage 
 
Aufstellung eines Bebauungsplanes Nr. 5.20 „Vorhabenbezogener Bebauungsplan Auf der 
Trift“ sowie Änderung des Flächennutzungsplanes für eine Teilfläche der Grundstücke Ge-
markung Schönstadt, Flur 13, Flurstücke 54 und 55 „Auf der Trift“ 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Am Status 
Gemeindevorstand 08.09.2021 beschließend 
Ausschuss für Klimaschutz, Infrastruktur, Mobilität und 
Naturschutz 

27.09.2021 vorberatend 

Gemeindevertretung 05.10.2021 beschließend 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeinde beschließt: 
 

1. Der Antrag über die Aufstellung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und der damit 
verbundenen Änderung des Flächennutzungsplans für eine Teilfläche der Grundstücke 
Gemarkung Schönstadt, Flur 13, Flurstücke 54 und 55 „Auf der Trift“, wird zur Kenntnis ge-
nommen.  
 

2. Die Gemeinde hebt den Beschluss über die Aufstellung einer Ergänzungssatzung zur beste-
henden Ortsabrundungssatzung Schönstadt gem. § 34 Abs. 4, Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
für eine Teilfläche der Grundstücke Gemarkung Schönstadt, Flur 13, Flurstücke 54 und 55 
„Auf der Trift“, auf. 
 

3. Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i V. m. § 13b BauGB wird der Beschluss für einen Bebauungsplan 
„Vorhabenbezogener Bebauungsplan Auf der Trift“ für eine Teilfläche der Grundstücke Ge-
markung Schönstadt, Flur 13, Flurstücke 54 und 55 „Auf der Trift“ gefasst. Ziel ist die Errich-
tung eines Wohnhauses. Der Änderungsbereich hat eine Größe von rd. 0,23 ha. Die Abgren-
zung des Geltungsbereiches ist aus dem der Beschlussvorlage beiliegenden Plan ersichtlich, 
der Bestandteil des Beschlusses ist. 
 

4. Die Gemeinde beschließt die Änderung des Flächennutzungsplanes gem. § 2 (1) BauGB für 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 5.20 „Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
Auf der Trift“. Planungsziel ist die Änderung der im gültigen Flächennutzungsplan ausgewie-
senen „Flächen für die Landwirtschaft“ in eine „Wohnbaufläche“.  
 

5. Das Bauleitplanverfahren wird unter Anwendung des § 13 BauGB (Vereinfachtes Verfahren) 
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sowie des § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Ver-
fahren) durchgeführt. Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ist die förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit 
(Offenlage) sowie der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen und öffentlich bekannt 
zu machen. Aufgrund der Anwendung der Verfahrens nach §§ 13 und 13b BauGB wird von 
einer frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3, 4 Abs. 1 BauGB sowie von der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen. In der Bekanntmachung ist auf den Ver-
zicht der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3, 4 Abs. 1 BauGB sowie die 
Absehung der Umweltprüfung hinzuweisen. 
 

6. Mit dem Antragsteller ist in Verhandlungen hinsichtlich des Abschlusses eines Städtebauli-
chen Vertrages und Durchführungsvertrages zu treten. 

 
 

 
Begründung: 
Für die geplante Errichtung eines Wohnhauses auf einer Teilfläche der Grundstücke Gemarkung 
Schönstadt, Flur 13, Flurstücke 54 und 55 „Auf der Trift“, hat der Grundstückseigentümer mit Schrei-
ben vom 09.11.2020 einen Antrag zur Aufstellung einer Ergänzungssatzung zur bestehenden Orts-
abrundungssatzung Schönstadt gestellt. Am 02.02.2021 wurde hierfür der Aufstellungsbeschluss 
durch die Gemeindevertretung gefasst. 
Im Rahmen einer Vorabstimmung des Planentwurfs mit dem Regierungspräsidium Gießen wurde 
dem vom Vorhabenträger beauftragten Planungsbüro mitgeteilt, dass der planungsrechtliche Ansatz 
über den § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB nicht mitgetragen und hierfür keine Anwendungsvoraussetzung 
vorliegt. Das Regierungspräsidium empfiehlt vielmehr die Aufstellung eines Bebauungsplanes. 
 
Das Planungsbüro hat dem Vorhabenträger hierzu das in der Anklage beigefügte Schreiben vorge-
legt, welches wir nachfolgend auszugsweise wiedergeben: 
„ 
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 „ 
 
 
Ziel und Gesamtkosten bei Projekten, Kostendeckungsgrad, Deckung: 
Ziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Wohnhau-
ses. Die Kosten für die Bauleitplanung, Erschließung und Durchführung des Vorhabens sollen im ab-
zuschließenden Durchführungsvertrag auf den Vorgabenträger übertragen werden, so dass der Ge-
meinde Cölbe keine Kosten entstehen. 
 
 
Maßnahme wurde auf Förderfähigkeit geprüft: 
 
 
Anlagen: 
1. Antrag Aufstellung BPL Lienaerts 
 
Beteiligte: 
- Gemeindevorstand, Gemeindevertretung 
- Ortsbeirat Schönstadt 
- Regierungspräsidium Gießen 
- Planungsbüro Geisler 
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- Abteilung IV  
 




